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Α. Einleitung 

Ι . Erkenntnisziele der Ordnungsökonomik 

„Globalisierung" und politische Öffnung  bewirken seit 10 Jahren einen 
rasanten wirtschaftlichen Wandel. Drastisch sinkende Transaktions- und 
Transportkosten schaffen  starke Marktwachstumspotentiale und eine wach-
sende Wettbewerbsintensität auf nationalen und internationalen Märkten. 
Die möglichen Reaktionen der Politik auf die neuen ökonomischen Heraus-
forderungen werden kontrovers und lebhaft diskutiert.1 

Diese Fragen erscheinen neu, sind es im Kern jedoch nicht. Bereits vor 
einem halben Jahrhundert befaßten sich in Deutschland die Vertreter des 
Ordoliberalismus mit den gleichen Problemen. Walter  Euchen,  Exponent 
des nationalökonomischen Zweiges dieser interdisziplinären Schule, stellte 
seinem Werk folgende Frage voran: „Wie kann der modernen industriali-
sierten Wirtschaft  eine funktionsfähige  und menschenwürdige Ordnung ge-
geben werden?" (Euchen,  1949, S. 1). Darauf suchte die Forscher- und 
Lehrgemeinschaft  der Ordoliberalen Antworten.2 Es ging den Ordoliberalen 
um die Untersuchung und Initiierung von Mechanismen, die in arbeitsteili-
gen, dynamischen und hochkomplexen Sozialsystemen die unzähligen indi-
viduellen Pläne im Hinblick auf die Ziele Freiheit, Wohlstand, Sicherheit 
und Gerechtigkeit koordinieren,3 eine Aufgabe, die angesichts der eingangs 
genannten Phänomene höchst aktuell ist.4 

Diese Mechanismen werden als Ordnungen  bezeichnet. Euchen  definiert 
eine Wirtschaftsordnung als „Gesamtheit aller Formen, in denen die Lenkung 
des alltäglichen Wirtschaftsprozesses  in concreto - hier und dort, in Gegen-
wart und Vergangenheite - erfolgte und erfolgt."  {Euchen,  1959, S. 167). 

In moderner Reflexion definiert  Grossehettler  eine Wirtschaftsordnung 
als diejenigen „institutionellen Regelungen im weitesten Sinne, welche 

1 Vgl. etwa Diekmann  (1997), S. 683 ff.;  Forrester  (1997); Vanberg  (1999), Woll 
(1999), S. 79 ff.;  Zoll  (2000). 

2 Zu Begriff  und Abgrenzung des Ordoliberalismus vgl. ausführlich  Grossehettler 
(1997) und ergänzend hierzu Lenel  (1998). 

3 Aismöller  (1981), S. 69 f f ;  Euchen  (1952), S. 1 ff. 
4 Zur dogmengeschichtlichen Einordnung vgl. die Abschnitte B. I . l . und B.I.2. 
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• die Verteilung der Entscheidungskompetenzen (Handlungsrechte), 

• die Verteilung von Informationen und die Richtung von Informationsflüs-
sen und die Anreizstruktur für die Wirtschaftssubjekte 

bestimmen." (Grossekettler,  1997, S. 39). Sie beschreibt „ . . . die Gesamt-
heit aller institutionellen Nebenbedingungen, welche den Entscheidungs-
raum der Wirtschaftssubjekte beschränken." (Grossekettler,  1989, S. 7).5 

Der Ordoliberalismus fragt danach, wie eine Wirtschaftsordnung zu ge-
stalten ist, welche die Wirtschaftssubjekte motiviert, sich gesamtwirtschaft-
lich  wohlfahrtssteigernd  zu verhalten. Obwohl solche Fragen eigentlich zeit-
los sind und gerade vor dem Hintergrund des rasanten ökonomischen Wan-
dels der letzten Jahre an Brisanz gewinnen, wird ein zunehmender Verfall 
ordnungspolitischen Denkens konstatiert.6 Besaß der Ordoliberalismus in 
Deutschland bis in die 60er Jahre hinein noch einen dominierenden Einfluß 
auf die Wirtschaftspolitik,  so hat seine Wirkung auf Wissenschaft und Poli-
tik ab Mitte der 60er Jahre kontinuierlich nachgelassen.7 Zwar wird in 
neuerer Zeit ordoliberales Gedankengut wieder im Zusammenhang mit der 
Transformation  der Wirtschaftsordnungen ehemaliger Ostblockstaaten nach-
gefragt. 8 Auch bestehen spürbare Einflüsse im Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen und in den Grundsätzen der Monopolkommission und des 
Bundeskartellamtes. Jedoch ist weder in der deutschen Wirtschaftspolitik 
noch in der heutigen Institutionenökonomik eine Wirkmächtigkeit ordolibe-
raler Ideen festzustellen.9 

I I . Erkenntnisziele der Neuen Institutionenökonomik 

Der sehr geringe Einfluß ordoliberalen Gedankengutes auf die heutige 
Institutionenökonomik verwundert, wenn man sich zum Vergleich die Er-
kenntnisziele der Neuen Institutionenökonomik (NIE) vergegenwärtigt. Die 

5 Diese Definition greift  zurück auf einen Ansatz von Neuberger,  Duffy  (1976), 
den Böhm jedoch schon im Jahre 1946 vorgedacht hat. Vgl. Böhm (1996), S. 319; 
Grossekettler  (1997), S. 39. 

6 Pies  (2000a), S. 1. In normativer Hinsicht ist eine Maßnahme dann gesamtwirt-
schaftlich ordnungspolitisch gerechtfertigt,  wenn die mit ihr verbundenen Änderun-
gen des Rechtsrahmens (durch das Parlament oder durch Regulierungsakte der Ver-
waltung) mit einer Erhöhung gesamtwirtschaftlicher  Effizienz  korrespondieren. Vgl. 
auch Grossekettler  (1997), S. 41. 

7 Zur Entwicklung liberaler Ordnungspolitik in Deutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg vgl. Fehl,  Schreiter  (1997), S. 219 ff.;  Grossekettler  (1997), S. 93 ff.; 
Lenel  (1997), S. 85 ff.;  Schlecht  (1997), S. 99 ff. 

8 Vgl. z.B. Erlei,  Leschke,  Sauerland  (1999), S. 38; Schüller,  Krüsselberg  (1992). 
9 Grossekettler  (1996); ders.  (1997); Monopolkommission  (2000). 
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Modelle der NIE sind äußerst zahlreich, sie lassen sich jedoch auf drei 
Grundintentionen zurückführen: 

• Im positiven  Sinne  analysiert die NIE, 

• welche Entscheidungen eigennutzorientierte beschränkt rationale Indi-
viduen innerhalb gegebener Institutionen fällen würden (choice within 
rules), 

• wie Institutionen entstehen und sich ändern (choice of rules). 

• Im normativen  Sinne verfolgt  die NIE das Erkenntnisziel, 

• wünschenswerte Institutionen zur Regelung gesellschaftlicher Interak-
tionen zu begründen (choice of rules).10 

• Bei der weitläufigen Literatur zu dieser Forschungsrichtung lassen sich 
bei sehr grober Klassifikation zwei Teilrichtungen identifizieren: 

• eine eher einzelwirtschaftliche  Richtung, welche primär das Institutio-
nengefüge in einzelnen Unternehmen, Haushalten und Märkten unter-
sucht und neoklassische mikroökonomische Analysen erweitert. In 
dieser Arbeit werden hierzu die Transaktionskostenökonomie, die Kol-
lektivgütertheorie, die ökonomische Analyse des Rechts und die Prin-
zipal-Agent-Theorie gezählt. 

• eine eher gesamtwirtschaftliche  Richtung, welche Entstehen, Wandel 
und Auswirkungen gesellschaftlicher Institutionen analysiert. Hierunter 
werden in dieser Arbeit die Ökonomische Theorie der Politik, die Ver-
fassungsökonomik und die Theorie des institutionellen Wandels sub-
sumiert. 

I I I . Ziel der Arbeit: Synthese 

Speziell in Deutschland erscheint mit Blick auf mittelfristig zunehmende 
korporatistische Tendenzen in der Wirtschaftspolitik im Verein mit den ein-
gangs beschriebenen Tendenzen, die unter dem Stichwort „Globalisierung" 
subsummiert werden, eine (Re-)Vitalisierung ordnungspolitischen Denkens 
äußerst wünschenswert.11 Dazu kann die NIE das richtige Rüstzeug liefern: 
Ihre Sprache erlaubt zum einen die Modellierung auch komplexer ökonomi-
scher Sachverhalte, die von der Neoklassik nicht angegangen werden konn-
ten,12 ist zum anderen jedoch leicht zu erlernen und daher populär. Auch 
sind beide Denkansätze hinsichtlich ihrer Erkenntnisziele durch die starke 

10 Leipold  (1987, 1989); Witte  (1995), S. 12 ff.;  Zur dogmengeschichtlichen Ein-
ordnung der NIE vgl. Abschnitt B.II. 1. 

11 Grossekettler  (1997), S. 94; Pies  (2000a), S. 1. 
12 Schumann (1992), S. 452 f. 
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